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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 10 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 14° März 1975 durch die

Richter am Bundessozialgericht

Dr° S c h u b e r t , B u r g e r und

R a u s c h e r sowie die ehrenamtlichen Richter

B e t h g e und B e n e d y c 2 u k

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—

Westfalen vom 13° Februar 1974 aufgehoben°

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Münster vom 8° Oktober 1973 wird

mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß die Waisen—

rente vom 1° September 1972 an zu zahlen ist°

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht—

lichen K05ten des Berufungs— und Revisions—

verfahrens zu erstatten°
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I°

;er am 210 Eärz 1951 geborene Kläger hatte bis zum Ende

.es Konats der Vollendung seines 18° Lebensjahres Halb—

'‚isonrcn”e aus der Versicherung seines im November 1961"J ("

v„rstorbenen Vaters bezogen„ Danach war er als kauf—
“Tnnischer Angestellter tätig° Seit dem 14° August 1972

:
suchte er die staatlich anerkannte Wirtschaftsfachschule

"n Dortmund (Hes-falen—Akademie), um staatlich geprüfter

‘ctriebruirt zu werden° Für diese 4—semestrige Ausbildung

ahlte ihm das Arbeitsamt nach % 44 des Arbeitsförderungs—

‘csetzos (AFG) Unterhalt59eld° Es wurde nach seinem

'etzten Lrbeitseinkommen berechnet und betrug aufgrund

(\ [.'
,

(\iinach maßgebenden Einheitslohnes zunächst 148,80 DM

-£chentlich und steigerte sich nach und nach auf

I74,60 Dh wöchentlich° Ferner zahlte die Arbeitsverwaltung
\'4} _Jmalig für Lehrgangsgebühren, Lernmittel und Prüfungs—

';Qühren einen Betrag von 3160,—— DM und als Pauschal—

:bgeltung für Fahrtkosten einen Betrag von 1020‚—— DM°

Mit 2Ücksicht auf diese Ausbildung hatte die Mutter des
‚Klügers im Juni 1972 die Wiedergewährung von Halbwaisen—

route
beantragt°

Durch Bescheid vom 13° Oktober 1972

lehnte die Beklagte diesen Antrag ab, weil der Kläger

während des Besuchs der Wirtschaftsfachschule Unterhalts—

geld vom Arbeitsamt Dortmund erhalte; das Unterhaltsgeld

werde in Höhe von mindestens 130 % des Arbeitslosengeldes

gewährt und stehe damit vollem Arbeitsentgelt gleich7 wo—

mit die Vora15setsungen für eine Fachschulausbildung LS°

des 5 44 Satz 1 Angestel1tenvergicherungsgesetz (AVG)

nicht erfüllt seieno

Das Sozialgericht (SG) Münster hat die Beklagte durch

Urteil vom 80 Oktober 1973 verurteilt,LWaisenren■e aus
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der Versiöherung des am 15° November 1961 verstorbenen Vaters

des Klägers zu zahlen und darüber einen Bescheid zu erteilen„

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht

(LSG) für das Land Nordrhein—Westfalen durch Urteil vom

130 Feerar 1974 das angefochtene Urteil abgeändert und die

Klage abgewiesen„ Der allgemeine sozialpolitische Sinn und

Zweck der Waisenrente als Unterhaltsersatz sowie der Ver—

gleich mit den anderen Alternativen in 5 44 Satz 2 AVG (frei—

williges soziales Jahr und Erwerbsunfähigkeit wegen Ge—

brechen) machten deutlich, daß die Regelungen über einen

verlängerten Anspruch auf Waisenrente diejenigen Fälle er—

fassen solle, in denen ein Kind nach Vollendung des

18„ Lebensjahres noch auf elterliche Unterhaltsleistungen

angewiesen sei, weil es sich nicht selbst unterhalten könneo

Eine Schul— oder Berufsausbildung vermöge deshalb nach der

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG? einen Anspruch

auf verlängerte Waisenrente nur zu begründen7 wenn das Kind

infolge dieser Ausbildung daran gehindert sei, die Mittel

für den vollen Lebensunterhalt selbst zu erwerben° Dem Kläger

’stehe aber während seiner Ausbildung der volle Lebensunter—

halt in Form des ihm gewährten Unterhaltsgeldes sur Ver—

fügung„

Gegen das ihm am 8° März 1974 äugestellte Urteil hat der

Kläger nach Bewilligung des Armenrechts durch Beschluß vom
4° November 1974 am 10° Dezember 1974 unter gleichzeitiger

Beantragung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand die

vom LSG zugelassene Revision eingelegt und diese anschließend

am 10° Januar 1975 begründet° Er beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die
Berufung der Beklagten gegen das Urteil
des SG Münster vom 8° Oktober 1973 mit der
Maßgabe zurückzuweisen, daß‚die Waisenrehte
vom 1„ August 1972 an zu zahlen ist°

Gerügt wird unrichtige Anwendung des 5 44 AVG°
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_ 4 _

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei°

II.

Zunächst war dem Kläger nach % 67 des Sozialgerichts-

geset2es (SGS) die begehrte Wiedereinsetzung in den vori—

gen Stand zu bewilligen° Er war ohne Verschulden ver—
hindert gewesen, die Revisionseinlegungsfrist des 5 164

Abs° 1 SGG aF einzuhalten, weil ihm das innerhalb dieser

Frist beantragte Armenrecht erst nach deren Ablauf be-

willigt worden ist° Die Revision ist alsdann rechtzeitig

begründet worden.

Die Revision ist auch begründet. Der Auffassung des LSG

kann nicht zugestimmt werden.

Hätte der Kläger die staatlich anerkannte Wirtschafts—

fachschule in Dortmund auf eigene Kosten oder auf Kosten

seiner Mutter besucht, wäre nicht zweifelhaft, daß eine

Berufsausbildung i.S. des 5 44 AVG vorläge° Die Beklagte
hätte alsdann die Waisenrente unstreitig längstens bis

zur Vollendung des 25. Lebensjahres des Klägers für die

Dauer der Berufsausbildung zu zahlen, da die übrigen

versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für die be—

gehrte Leistung erfüllt sind°

Nicht anders wäre die Rechtslage gewesen, wenn der

Kläger für die Dauer des Studiums eine Ausbildunge—

förderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz

(BAföG) vom 26‚ August 1971 (BGBl I 1409) erhalten

hätte° Allerdings wäre alsdann die etwaige Waisen—

rente bei der Errechnung des ihm zu gewährenden
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Förderungsbetrages berücksichtigt worden (vgl° % 21 Abs° 3

BAföG)D

Entgegen den Auffassungen des LSG und der Beklagten kann sich

an der Rechtsnatur des Studiums an der Wirtschaftsfachschule

nichts dadurch ändern, daß der Kläger ven der Bundesanstalt

für Arbeit (BA) nach Maßgabe der 5% 41 ff AFG gefördert

worden ist und insbesondere nach 5 44 AFG Unterhaltsgeld er—

halten hat°

Das BSG hat bereits in BSG 9, 169 entschieden, daß bei einem

unverheirateten Inspektorenanwärter eine Berufsausbildung

nicht deshalb entfällt, weil ihm ein Unterhaltszuschuß ge—

währt wurde° In ähnlicher Form ist in BSG 18, 115 für

"Jungdienstgrade der Seeschiffahrt" amsgeführt, daß es beim

Vorliegen eines "Ausbildungsverhältnisses" auf die Höhe der

Entlohnung nicht ankommt und daß selbst ihre Bezeichnung als

“Heuer" unschädlich ist‚ wenn schon aus anderen Gründen das

Vorliegen eines Ausbildungsverhältnisses nicht zu bezweifeln

ist° Lediglich dann, wenn die Höhe des Entgelts der üblichen

Entlohnung entspricht, kann dies ein Anzeichen dafür sein,

daß kein Ausbildungs-, sondern ein Beschäftigungsverhältnis

vorliegt (SD in diesem Zusammenhang auch BSG, SozR Nr„ 12 zu

5 1267 RVG; aber auch Nr„ 18 aaO)° Weiterist in BSG362 83
ausgesprochen, daß es der Gewährung von

Waisenrente über die

Vollendung des 18° Lebensjahres hinaus an einen Studien—

referendar nach geltendem Recht nicht entgegensteht, wenn
dieser als Beamter im Vorbereitungsdienst einen monatlichen

Unterhaltszuschuß in Höhe von 858‚—— DM brutto erhält° In

Fortentwicklung dieser Rechtsprechung hat der Senat mit sei—

nem Urteil 1 RA 63/74 vom 6° Februar 1975 auch für einen

Inspektor—Anwärter, der in das dienstordnbnggmäßige Ange«

stelltenverhältnis auf Widerruf übernommen war und für die

Dauer seines Vorbereitungsdienstes für
dän

gehobenen Verwal—

tungsdienst bei Ortskrankenkassen seine uuletgt bezogene

Vergütung nach der Gruppe VII des
Bundeséngestelltentarif—
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vertrages/0rtskrankenkassen in Höhe von 107l,—— DM als
Unterhaltszuechuß weiter erhielt, noch!da■äVbtliege■*

einer Berufsausbildung angenommen°

Unter Berücksichtigung dieser Rechtsprechung muß auch

das Studium des Klägers an der Wirtschaftsfachschule

trotz der Zahlung des Unterhaltsgeldes als Berufs-

auebildung i„s° des % 44 AVG anerkannt werden° Von

einer Gegenleistung für eine vom Kläger ausgeübte

Tätigkeit kann nicht gesprochen werden, auch wenn
das Unterhaltsgeld sich grundsätzlich nach dem letzten

Arbeitsverdienst richtet° Insbesondere kann entgegen

der Auffassung der Beklagten nicht gesagt werden, der

Sachverhalt ähnele "durchaus" dem Fall\ in dem ein

Einkommen unmittelbar durch eine Erwerbstätigkeit

erzielt werde° Es besteht kein Grund, den von der

Arbeitsverwaltung geförderten Studierenden schlechter

zu behandeln als andere Studierende und insbesondere

den zuvor erwähnten Studienreferendar und ihm eine

Waisenrente vorzuenthalten° Der Senat schließt sich

somit dem Urteil des 12° Senats vom 13° März 1975

(12 RJ 204/74) an° Liegt eine Berufsausbildung vor,
kommt es für den Waisenrentenanspruch nach der der—

zeitigen Rechtslage nicht darauf an, ob und welches

Einkommen die Weise bezieht° Somit schließt auch das

Unterhaltsgeld nach 9 44 AFG weder das Vorliegen

einer BerufsaUSbildung noch den Anspruch auf Waisen—

rente nach % 44 AVG aus°

Nach alledem mußte die Revision des Klägers den aus

der Urteilsformel ersichtlichen Erfolg haben° Die

Waisenrente steht ihm allerdings nach % 67 Abs° & AVG

erst vom la September 1972 an für die Dauer seines

Studiums an der Westfalen—Akademie zu (vg?° das ge—

nannte Urteil 32 RJ 204/74 vom 13„ März 197530
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Die Eiostoncntscheidung beruht auf % 193 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

